
 

 
 
Angabe der Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 124a, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 
AktG für die Hauptversammlung 
 

Ergänzungsverlangen (§ 122 Abs. 2 AktG) 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteil
gen Betrag von 500.000,00 € erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tage
ordnung gesetzt und bekannt gemacht werden (Ergänzungsverlangen). Jedem neuen Ge
stand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
 
Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung 
schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei n
mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also Sonntag, der 1. September 2013, 24:00 
Uhr MESZ. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Ergä
zungsverlangen werden nur berücksichtigt, wenn die Antragsteller nachweisen, d
mindestens drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktie
besitzes Inhaber der Aktien sind. Bei Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu beachten.
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an den Vorstand zu richten und an
übermitteln:  
 
MEDION AG  
- Vorstand - 
Am Zehnthof 77  
45307 Essen.  
 
Die Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungsverlangen erfolgen in gleicher Weise wie 
bei der Einberufung. 
 
 
Anträge von Aktionären (§ 126 Abs. 1 AktG) 
 
Jeder Aktionär der MEDION AG hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG e
nen Gegenantrag mit Begründung gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu übersenden. Gegenanträge, die der Gesel
schaft unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Versam
lung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, 
also bis spätestens Dienstag, den 17. September 2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind
werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Ste
lungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite 
http://www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 
AktG).  
 
Für die Übermittlung von Gegenanträgen (nebst Begründung) ist folgende Adresse maßgeblich: 
 
MEDION AG  
Investor Relations  
Am Zehnthof 77  
45307 Essen  
oder per Telefax: +49-201-8383
oder per E-Mail: HV2013@medion.com
 
Anderweitig adressierte Gegenanträge werde
 

 

Angabe der Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 124a, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 
AktG für die Hauptversammlung am 2. Oktober 2013 

Ergänzungsverlangen (§ 122 Abs. 2 AktG)  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteil
€ erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tage

ordnung gesetzt und bekannt gemacht werden (Ergänzungsverlangen). Jedem neuen Ge
stand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung 
schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei n
mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also Sonntag, der 1. September 2013, 24:00 
Uhr MESZ. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Ergä
zungsverlangen werden nur berücksichtigt, wenn die Antragsteller nachweisen, d
mindestens drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktie
besitzes Inhaber der Aktien sind. Bei Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu beachten.

Etwaige Ergänzungsverlangen sind an den Vorstand zu richten und an 

Die Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungsverlangen erfolgen in gleicher Weise wie 

Anträge von Aktionären (§ 126 Abs. 1 AktG)  

Aktionär der MEDION AG hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG e
nen Gegenantrag mit Begründung gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu übersenden. Gegenanträge, die der Gesel
haft unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Versam

lung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, 
also bis spätestens Dienstag, den 17. September 2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind
werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Ste
lungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite 
http://www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 

ttlung von Gegenanträgen (nebst Begründung) ist folgende Adresse maßgeblich: 

8383-6510  
HV2013@medion.com.  

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt. 

 

 

Angabe der Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 124a, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteili-
€ erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tages-

ordnung gesetzt und bekannt gemacht werden (Ergänzungsverlangen). Jedem neuen Gegen-
stand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.  

Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung 
schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht 
mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also Sonntag, der 1. September 2013, 24:00 
Uhr MESZ. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Ergän-
zungsverlangen werden nur berücksichtigt, wenn die Antragsteller nachweisen, dass sie seit 
mindestens drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktien-
besitzes Inhaber der Aktien sind. Bei Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu beachten. 

 folgende Adresse zu 

Die Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungsverlangen erfolgen in gleicher Weise wie 

Aktionär der MEDION AG hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG ei-
nen Gegenantrag mit Begründung gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu übersenden. Gegenanträge, die der Gesell-
haft unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Versamm-

lung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, 
also bis spätestens Dienstag, den 17. September 2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind, 
werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stel-
lungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite 
http://www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 

ttlung von Gegenanträgen (nebst Begründung) ist folgende Adresse maßgeblich:  



 

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und de
sen Begründung nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://w
schrieben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge, auch wenn sie der Gesellschaft vorab fristg
recht übersandt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 
mündlich gestellt werden. Das 
Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristg
rechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.  
 
 
Wahlvorschläge von Aktionären (§ 127 A
 
Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG Vorschläge zur Wahl 
des Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 4) zu übersenden. 
 
Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen A
resse mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spätestens Dienstag, den 17. September 
2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind, werden unverzüglich über die Internetseite 
http://www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht. Wahlvorschläge von Aktion
ren werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den 
Wohnort der vorgeschlagenen Person  enthalten (vgl. §
und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Anders als Gegenanträge im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG 
brauchen Wahlvorschläge nicht begründet zu werden. Nach § 127 Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 
AktG gibt es weitere Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über di
zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.medion.com/hauptversammlung beschrieben. 
 
Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist folgende Adresse maßgeblich: 
 
MEDION AG  
Investor Relations  
Am Zehnthof 77  
45307 Essen  
oder per Telefax: +49-201-8383
oder per E-Mail: HV2013@medion.com
 
Anderweitig adressierte Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.
 
Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Vo
Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 4) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung 
an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 
 
 
Auskunftsrecht des Aktionärs (§ 131 Abs. 1 AktG) 
 
Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktion
stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht des Vo
stands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Ko
zernabschluss einbezogenen Unternehmen (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 AktG). 
 
Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vo
stand die Auskunft verweigern. Eine ausführliche Darstellung der Voraussetzungen, unter d

 

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und de
sen Begründung nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.medion.com/hauptversammlung b

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge, auch wenn sie der Gesellschaft vorab fristg
recht übersandt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 
mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung 
Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristg
rechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.   

Wahlvorschläge von Aktionären (§ 127 AktG)  

Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG Vorschläge zur Wahl 
des Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 4) zu übersenden.  

Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen A
destens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spätestens Dienstag, den 17. September 
2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind, werden unverzüglich über die Internetseite 

//www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht. Wahlvorschläge von Aktion
ren werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den 
Wohnort der vorgeschlagenen Person  enthalten (vgl. § 127 Satz 3 i. V. m. § 124 Abs. 3 Satz 
und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Anders als Gegenanträge im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG 
brauchen Wahlvorschläge nicht begründet zu werden. Nach § 127 Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 
AktG gibt es weitere Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über di
zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.medion.com/hauptversammlung beschrieben.  

Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist folgende Adresse maßgeblich: 

8383-6510  
HV2013@medion.com  

Anderweitig adressierte Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Vorschläge zur Wahl des 
Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 4) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung 
an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.  

Auskunftsrecht des Aktionärs (§ 131 Abs. 1 AktG)  

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vo
stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht des Vo

auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Ko
zernabschluss einbezogenen Unternehmen (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 AktG). 

§ 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vo
stand die Auskunft verweigern. Eine ausführliche Darstellung der Voraussetzungen, unter d

 

 

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und des-
sen Begründung nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind 

ww.medion.com/hauptversammlung be-

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge, auch wenn sie der Gesellschaft vorab fristge-
recht übersandt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 

Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung 
Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristge-

Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG Vorschläge zur Wahl 

Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Ad-
destens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spätestens Dienstag, den 17. September 
2013, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind, werden unverzüglich über die Internetseite 

//www.medion.com/hauptversammlung zugänglich gemacht. Wahlvorschläge von Aktionä-
ren werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den 

3 i. V. m. § 124 Abs. 3 Satz 3 
und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Anders als Gegenanträge im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG 
brauchen Wahlvorschläge nicht begründet zu werden. Nach § 127 Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 
AktG gibt es weitere Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die Internetseite 
zugänglich gemacht werden müssen. Diese sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist folgende Adresse maßgeblich:  

rschläge zur Wahl des 
Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 4) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung 

är auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vor-
stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht des Vor-

auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Kon-
zernabschluss einbezogenen Unternehmen (vgl. § 131 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 AktG).  

§ 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vor-
stand die Auskunft verweigern. Eine ausführliche Darstellung der Voraussetzungen, unter de-



 

nen der Vorstand die Auskunft verweigern darf, findet sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter der Adresse http://www.medion.com/hauptversammlung.  
 
 
Rechtliche Grundlagen 
 
Den vorgenannten Rechten liegen folgende Gesetzesbestimmungen zu Grunde:
 
§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit
 
(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung
und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. § 142 Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
 
(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500
stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne de
Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mi
destens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.
 
(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre
gen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den Gegenstand 
bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Versammlung bestimmen. 
Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder Bekanntmachung 
Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
 
(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch 
die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat.
 
 
§124a AktG Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft

Bei börsennotierten Gesellschaften müssen alsbald nach der Einberufung der Hauptversam
lung über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein:
1. der Inhalt der Einberufung; 
2. eine Erläuterung, wenn zu ei
werden soll; 
3. die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen;
4. die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung, einschließlich 
getrennter Angaben zur Gesamtza
5. gegebenenfalls die Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung oder bei Stimmabgabe 
mittels Briefwahl zu verwenden sind, sofern diese Formulare den Aktionären nicht direkt übe
mittelt werden. Ein nach Einberufung der Versa
Verlangen von Aktionären im Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach seinem Eingang bei 
der Gesellschaft in gleicher Weise zugänglich zu machen.

 
§ 142 Abs. 2 Satz 2 AktG 
(Auszug) 
 
(2) (...) Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem 
Tag der Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entsche
dung über den Antrag halten. (...)

 

nen der Vorstand die Auskunft verweigern darf, findet sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
ter der Adresse http://www.medion.com/hauptversammlung.   

Den vorgenannten Rechten liegen folgende Gesetzesbestimmungen zu Grunde:

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 
und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. § 142 Abs. 2 Satz 2 gilt 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
dkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, dass Gege

stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne de
Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mi
destens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre
gen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den Gegenstand 
bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Versammlung bestimmen. 
Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder Bekanntmachung 
Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch 
die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat. 

ungen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Bei börsennotierten Gesellschaften müssen alsbald nach der Einberufung der Hauptversam
lung über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein: 

 
2. eine Erläuterung, wenn zu einem Gegenstand der Tagesordnung kein Beschluss gefasst 

3. die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen; 
4. die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung, einschließlich 
getrennter Angaben zur Gesamtzahl für jede Aktiengattung; 
5. gegebenenfalls die Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung oder bei Stimmabgabe 
mittels Briefwahl zu verwenden sind, sofern diese Formulare den Aktionären nicht direkt übe
mittelt werden. Ein nach Einberufung der Versammlung bei der Gesellschaft eingegangenes 
Verlangen von Aktionären im Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach seinem Eingang bei 
der Gesellschaft in gleicher Weise zugänglich zu machen. 

aben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem 
Tag der Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entsche
dung über den Antrag halten. (...) 

 

 

nen der Vorstand die Auskunft verweigern darf, findet sich auf der Internetseite der Gesellschaft 

Den vorgenannten Rechten liegen folgende Gesetzesbestimmungen zu Grunde: 

wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 

der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 
und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. § 142 Abs. 2 Satz 2 gilt 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
000 Euro erreichen, verlangen, dass Gegen-

stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des 
Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften min-
destens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das Verlan-
gen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den Gegenstand 
bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Versammlung bestimmen. 
Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder Bekanntmachung hingewiesen werden. 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch 

 

Bei börsennotierten Gesellschaften müssen alsbald nach der Einberufung der Hauptversamm-

nem Gegenstand der Tagesordnung kein Beschluss gefasst 

4. die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung, einschließlich     

5. gegebenenfalls die Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung oder bei Stimmabgabe 
mittels Briefwahl zu verwenden sind, sofern diese Formulare den Aktionären nicht direkt über-

mmlung bei der Gesellschaft eingegangenes 
Verlangen von Aktionären im Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach seinem Eingang bei 

aben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem 
Tag der Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-



 

 
 
§ 124 Abs. 1 AktG 
(Auszug) 
 
(1) Hat die Minderheit nach § 122 
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls unverzü
lich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt 
bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung und Zule
tung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen.
 
 
§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit
 
Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7
nehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, 
wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Au
einandersetzung einer Gemeinsc
cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 
 
 
§ 126 AktG Anträge von Aktionären
 
(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrü
ner etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berec
tigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär minde
tens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag
schlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit B
gründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Z
gangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaft
über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.
 
(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz
sammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende A
gaben oder wenn sie Beleidigungen 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer 
Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist,
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung i
fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 z
gänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat,
6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und 
sich nicht vertreten lassen wird, oder
7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm 
mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder n
Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5000 Zeichen beträgt. 
 
(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die Gegenan
 

 

(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls unverzü
lich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt 

n Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung und Zule
tung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen. 

§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unte
nehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, 
wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Au
einandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 14 des Vers
cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

§ 126 AktG Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrü
ner etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berec
tigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär minde
tens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag
schlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit B
gründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Z
gangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen 
über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde,
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptve

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende A
gaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer 
Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist,
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung i
fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 z
gänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

tionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und 
sich nicht vertreten lassen wird, oder 
7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm 
mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 
Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen.

 

 

Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls unverzüg-
lich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt 

n Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung und Zulei-

der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 

des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unter-
nehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, 
wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Aus-

haft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 14 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat.  

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und ei-
ner etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berech-
tigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindes-
tens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Be-
gründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zu-

en hat das Zugänglichmachen 
über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden,  
strafbar machen würde, 

oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptver-

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende An-

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer 
Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den letzten 
fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zu-
gänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 

tionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 
träge und ihre Begründungen zusammenfassen. 



 

 
§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionären
 
Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlus
prüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu wer
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag 

nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 3
 
 

§ 124 Abs. 3 S. 4 AktG2  
(Auszug) 
 
(3) (...) Der Vorschlag zur Wahl von 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. (...)
 
 
§ 125 Abs. 1 bis Abs. 3 AktG
(Auszug) 
 
(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und den 
Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für Aktionäre 
ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der Hauptversammlung mitz
teilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu 
ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In 
der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmäc
tigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei bör
schaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mi
gliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer 
Mitgliedschaft in vergleichbaren in
nehmen sollen beigefügt werden.
 
(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu 
Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft ei
getragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elektronischer Kommunikation 
beschränken. 
 
(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen 
übersendet. 
 
 
§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionärs
 
(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Ge
 
genstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich au
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unte
nehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 2, § 276 
oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verl
der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt 
wird, die er ohne Anwendung dieser Vorschriften hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands e
nes Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetz

                                                           
1 Abgedruckt ist hier der Wortlaut des Gesetzes; richtig müsste die V

ten. 
2 Abgedruckt ist hier § 124 Abs. 3 S. 4 AktG, auf den sich die Verweisung in § 127 Satz 3 AktG richtigerweise 

beziehen müsste. 
 

§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionären 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlus
prüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu wer
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag 

nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 31 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält.

(3) (...) Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. (...) 

§ 125 Abs. 1 bis Abs. 3 AktG 

(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und den 
ren, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für Aktionäre 

ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der Hauptversammlung mitz
teilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu 
ndern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In 

der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmäc
tigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei bör
schaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mi
gliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer 
Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunte
nehmen sollen beigefügt werden. 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu 
Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft ei

ragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elektronischer Kommunikation 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen 

§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionärs 

edem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Ge

genstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich au
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unte
nehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 2, § 276 
oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verl
der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt 
wird, die er ohne Anwendung dieser Vorschriften hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands e
nes Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, 

                   

Abgedruckt ist hier der Wortlaut des Gesetzes; richtig müsste die Verweisung auf § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG la

Abgedruckt ist hier § 124 Abs. 3 S. 4 AktG, auf den sich die Verweisung in § 127 Satz 3 AktG richtigerweise 

 

 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluss-
prüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der Vor-
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag 

und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 

(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und den 
ren, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für Aktionäre 

ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der Hauptversammlung mitzu-
teilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu 
ndern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In 

der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmäch-
tigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesell-
schaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mit-
gliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer 

trollgremien von Wirtschaftsunter-

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu 
Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft ein-

ragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elektronischer Kommunikation 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen 

edem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Ge 

genstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unter-
nehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 2, § 276 
oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm in 
der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt 
wird, die er ohne Anwendung dieser Vorschriften hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands ei-

buchs) in der Hauptversammlung, 

erweisung auf § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG lau-

Abgedruckt ist hier § 124 Abs. 3 S. 4 AktG, auf den sich die Verweisung in § 127 Satz 3 AktG richtigerweise 



 

der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch 
auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.
 
(2) Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewiss
entsprechen. Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den Versammlung
leiter ermächtigen, das Frage-
ken, und Näheres dazu bestimmen.
 
(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 
1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, 
der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen; 
2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht;
3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz ang
setzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die Haup
versammlung den Jahresabschluss feststellt;
4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im 
Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Verm
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sin
setzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss fes
stellt; 
5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde;
6. soweit bei einem Kreditinstitut oder
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresa
schluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden 
brauchen; 
7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor 
Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist.
Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden.
 
(4) Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktio
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen 
in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gege
stands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der
satz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein ass
buchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum 
Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens 
erteilt und die Auskunft für diesen Zweck benötigt wird.
 
(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhan
lung aufgenommen werden. 
 
 
Sonstiges 
Darüber hinaus ist der Versammlungsleiter in der Hauptversammlung zu verschiedenen Le
tungs- und Ordnungsmaßnahmen befugt, u.a. auch zur Beschränkung des Rede
rechts. 
 

 

der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch 
auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

(2) Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den Versammlung

- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschrä
ken, und Näheres dazu bestimmen. 

rstand darf die Auskunft verweigern,  
1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, 
der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 

teuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht;
3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz ang
setzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die Haup

Jahresabschluss feststellt; 
und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im 

Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Verm
und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsg

setzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss fes

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde;
6. soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über angewandte 

und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresa
schluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden 

auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor 
Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 
Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

(4) Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen 
in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gege
stands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der Vorstand darf die Auskunft nicht nach A
satz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgeset
buchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum 
Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens 

ür diesen Zweck benötigt wird. 

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhan

Darüber hinaus ist der Versammlungsleiter in der Hauptversammlung zu verschiedenen Le
und Ordnungsmaßnahmen befugt, u.a. auch zur Beschränkung des Rede

 

 

der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch 
auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

enhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den Versammlungs-

und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschrän-

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, 
der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 

teuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 
3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz ange-
setzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die Haupt-

und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im 
Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

ne des § 264 Abs. 2 des Handelsge-
setzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest-

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 
Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über angewandte 

und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresab-
schluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden 

auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor 

när eine Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen 
in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegen-

Vorstand darf die Auskunft nicht nach Ab-
satz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des 

oziiertes Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetz-
buchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum 
Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens 

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhand-

Darüber hinaus ist der Versammlungsleiter in der Hauptversammlung zu verschiedenen Lei-
und Ordnungsmaßnahmen befugt, u.a. auch zur Beschränkung des Rede- und Frage-


